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ordnet werden, wenn vorher ein Blutgruppengutachten 
beigezogen worden ist.

Versagen alle anderen Beweismittel, können also 
keine wesentlichen Umstände festgestellt werden, die 
diesen Ähnlichkeitsvergleich zur Findung weiterer An­
haltspunkte für die Abstammung gerechtfertigt er­
scheinen lassen, so kann er nach seinem Wesen nur ein 
Mittel zur Feststellung von Wahrscheinlichkeitsgraden 
darstellen. Für sich allein entbehrt er also jedes Beweis­
wertes und führt nur zum Schaden des Kindes und der 
Beteiligten zu unerwünschter Prozeßverschleppung. Das 
ist zum Beispiel dann der Fall, wenn andere Mehrver­
kehrszeugen überhaupt nicht benannt worden sind oder 
bei ihrer Zeugenvernehmung den Verkehr glaubhaft in 
Abrede gestellt haben oder durch Blutgruppengutachten 
ihre Vaterschaft ausgeschlossen worden ist. In diesen 
Fällen kann auch durch ein erbbiologisches Gutachten 
kein Beweis mehr erbracht werden, der der Ehelich­
keitsanfechtungsklage zum Erfolg verhelfen oder zur 
Abweisung der Klage des nichtehelichen Kindes gegen 
einen Mann, dessen Verkehr festgestellt ist, führen 
könnte. Entsprechendes gilt für die Fälle, in denen der 
Gegenbeweis gegen eine zunächst wahrscheinliche Ab­
stammung erbracht worden ist. Das trifft zu, wenn eine 
durchgeführte Blutgruppenuntersuchung die Vaterschaft 
ausgeschlossen hat. Dem Versuch von Prozeßparteien, 
mit Hilfe des erbbiologischen Gutachtens, die durch eine 
erschöpfende Beweisaufnahme festgestellte Vaterschaft 
erneut anzuzweifeln oder aber die bereits widerlegte 
Vaterschaft gleichwohl zu beweisen, muß von den Ge­
richten entgegengetreten werden.

III.
Aus diesen Erwägungen erläßt das Plenum des Ober­

sten Gerichts der Deutschen Demokratischen Republik 
gemäß § 17 GVG folgende

Richtlinie
1. An den Nachweis der offenbaren Unmöglichkeit, 

daß ein bestimmter Geschlechtsverkehr zur Zeugung 
eines Kindes geführt hat, sind strenge Anforderun­  * 8

gen zu stellen. Das erbbiologische Gutachten beruht 
auf dem Ähnlichkeitsvergleich und kann daher für 
den Beweis der Zeugung eines Kindes nur Wahr­
scheinlichkeitswerte liefern. Es ist deshalb als Be­
weismittel für sich allein nicht geeignet, positive oder 
negative Ergebnisse zu vermitteln, auf die der Rich­
ter seine Entscheidung über die „offenbare Unmög­
lichkeit“ gründen kann.
Ein Beweis durch erbbiologisches Gutachten ist nur 
dann zulässig, wenn bereits andere Beweismittel 
Tatsachen ergeben haben, die es als wahrscheinlich 
erscheinen lassen, daß ein bestimmter erwiesener 
Verkehr oder Mehrverkehr der Mutter nicht zur 
Empfängnis geführt hat. Sein Ergebnis ist als Hilfs­
mittel zur objektiven Wahrheitsfindung im Sinne 
der „offenbaren Unmöglichkeit“ im Zusammenhang 
mit allen anderen bewiesenen Tatsachen zu prüfen 
und gemäß § 286 ZPO zu beurteilen.

2. Das erbbiologische Gutachten ist ein Hilfsmittel, um 
zusammen mit anderen Beweisen die offenbare Un­
möglichkeit einer Vaterschaft festzustellen. Der 
Richter hat vor der Beiziehung naturwissenschaft­
licher Gutachten zunächst den Sachverhalt durch 
Partei- und erforderlichenfalls Zeugenvernehmun­
gen aufzuklären. Reifegradgutachten, Gutachten über 
die Zeugungsfähigkeit des Mannes oder Blutgrup­
pengutachten sind nur beizuziehen, wenn sie im 
Einzelfall den Nachweis der offenbaren Unmöglich­
keit erbringen können. In der Regel ist eine erb­
biologische Untersuchung erst dann zulässig, wenn 
vorher ein Blutgruppengutachten eingeholt wor­
den ist.

3. Das erbbiologische Gutachten ist nicht geeignet, 
einen bereits mit anderen Methoden oder Beweis­
mitteln erbrachten Beweis zu widerlegen. In diesem 
Fall ist seine Beiziehung unzulässig.

Das Plenum des Obersten Gerichts 
der Deutschen Demokratischen Republik

Dr. T о e p 1 i t z
Präsident
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